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Gemeinsame Medieninformation des Bundesfinanzministeriums, des 
Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung Brandenburg, des Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit und Energie des Landes Brandenburg sowie der Lausitzer 
und Mitteldeutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH 
 

Finanzierung durch Land und Bund bestätigt: Helenesee bei Frankfurt/O. 

wird in den kommenden Jahren mit Mitteln aus dem 

Verwaltungsabkommen Braunkohlesanierung durch die LMBV gesichert. 

LBGR führt Planungen bis 2027 fort. 

 

Berlin/Potsdam/Senftenberg.  

Die Finanzierung der Maßnahmen zur Gefahrenabwehr am Helenesee bei 

Frankfurt/Oder ist gesichert. Im Rahmen von § 3 des aktuellen Verwaltungsabkommens 

Braunkohlesanierung wurde die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-

Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV) mit der Sanierung des derzeit gesperrten 

Tagebaufolgesees beauftragt. Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

(LBGR) und die LMBV haben sich verständigt, dass sich das LBGR am Helenesee 

weiterhin engagiert und die nächsten Planungsphasen leitet und vorantreibt. 

Nachfolgend wird die LMBV die Sicherungsmaßnahmen vollständig übernehmen und 

umsetzen. 

 

Dies beschloss in seiner jüngsten Sitzung am 20. März 2024 der Steuerungs- und 

Budgetausschuss für die Braunkohlesanierung (StuBA) in Berlin. „Bund und Land 

beteiligen sich jeweils zur Hälfte an den Kosten. Wir sind froh, dass sich alle Beteiligten 

für die Sicherung des Helenesees engangieren und auf unsere Erfahrungen in der 

Bergbausanierung bauen“, so Bernd Sablotny, Sprecher der Geschäftsführung der 

LMBV. 

 

Der Staatssekretär des brandenburgischen Ministeriums für Infrastruktur und 

Landesplanung (MIL), Uwe Schüler, betont: „Die gemeinsam mit dem Bund vereinbarte 

Sicherstellung der Finanzierung der Sanierungsmaßnahmen über das 

Verwaltungsabkommen Braunkohlensanierung ist ein gutes Signal für die Region und 

für ganz Brandenburg.“ Das Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung hat sich als 

für die Umsetzung des Verwaltungsabkommens zuständiges Ressort für die Aufnahme 

des Projektes in den Anwendungsbereich eingesetzt. Die Landesmittel werden in einem 

Haushaltstitel des MIL bereitgestellt. Staatssekretär Uwe Schüler: „Damit leisten wir 

einen wichtigen Beitrag, damit der Helenesee wieder für die Region als Bade- und 

 



 

                
 

 

Veranstaltungsort nutzbar werden kann. Es ist allen Beteiligten klar, dass dabei noch ein 

weiter Weg vor uns liegt.“ 

 

Wirtschaftsstaatssekretär Hendrik Fischer: „Ich freue mich sehr, dass die Finanzierung 

der Helenesee-Sanierung gesichert ist. Mit dieser Klarheit im Rücken kann es nun Schritt 

für Schritt losgehen. Die Sanierung nach den umfassenden Rutschungen ist sicherlich 

ein Kraftakt. Daher danke ich allen Beteiligten ausdrücklich für die gute, gemeinsame 

Vorarbeit und wünsche weiterhin gutes Gelingen. Die Stadt Frankfurt/Oder hat mit ihren 

Informationsveranstaltungen die Kommunikation vor Ort maßgeblich gestaltet. Die 

Sperrung des Helenesees und die Arbeiten vor Ort sind auch für die Betroffenen eine 

Herausforderung. Und es wird noch einige Zeit dauern – aber die Freude wird groß sein, 

wenn der See wieder genutzt werden kann. Er ist bei den Bürgerinnen und Bürgern sehr 

beliebt und auch eine feste touristische Größe.“  

 

Das LBGR hatte den See im Mai 2021 nach einer Rutschung am Oststrand vollständig 

gesperrt. „Wir sind froh, dass wir nun zügig mit den Planungen für die Sicherung des 

Helenesees beginnen können, denn wir wissen um die große Bedeutung des Gewässers 

in der Region. Wenn alles komplikationslos verläuft, könnten Ende des Jahres 2027 die 

ersten Sicherungsmaßnahmen am Nordufer beginnen“, so LBGR-Präsident Sebastian 

Fritze. Die Behörde hatte Anfang März ein Standsicherheitsgutachten für den Helenesee 

vorgestellt, das an den Uferbereichen eine sogenannte Verflüssigungsgefahr attestiert. 

Dort sind es vor allem locker gelagerte Sande, die mit technischen Mitteln, z.B. dem 

Abtrag der Massen beseitigt oder dem Rütteldruckverdichtungsverfahren stabilisiert 

werden sollen.  

 

Art und Umfang der erforderlichen Gefahrenabwehrmaßnahmen sowie die genauen 

Kosten können jedoch erst nach Vorliegen der Vorplanung, bei welcher aus mehreren 

möglichen Sicherungstechnologien eine Vorzugsvariante mit fundierter 

Kostenschätzung erarbeitet wird, bewertet werden.  

 

 

 

Hintergrund: 

 

Im März 2021 kam es am Oststrand des Helenesees nahe Frankfurt/Oder zu einer 

Rutschung. Diese ist rund 30 Meter breit und reichte zwischen neun und zwölf Meter ins 

Hinterland. Rund 500 m³ Bodenmassen rutschten in den See, sodass der Badestrand 

komplett zerstört wurde. Mit der Allgemeinverfügung „Maßnahmen zur Abwehr von 

Gefahren aufgrund früherer bergbaulicher Tätigkeit am Helenesee“ vom 21. Mai 2021 

sperrte das LBGR den kompletten See und seine Uferbereiche. Bereits 2011 war es am 

Südufer des Helenesees zu Rutschungen gekommen. 

 

Der ehemalige Tagebau Helene/Nord förderte von 1940 bis 1958 Braunkohle und war 

nach der Flutung bis vor wenigen Jahren ein beliebter Ort für Erholung und Events mit 

überregionaler Bedeutung bis zur Bundeshauptstadt Berlin.  

 



 

                
 

 

 

Orthofoto des Helenesees mit Rutschungsbereich am Oststrand. © BIUG GmbH 


